
347

BUNDES GESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1959 Ausgegeben am 12. Jänner 1959 5. Stück

8. Verordnung: Neuerliche Abänderung der Verordnung der Bundesregierung, womit zwischenstaatlichen
Organisationen Privilegien und Immunitäten eingeräumt werden.

9 . Kundmachung: Ratifikation des Protokolls, betreffend die Abänderung des in Paris unterzeichneten Inter-
nationalen Abkommens zur Bekämpfung des Mädchenhandels und des in Paris unterzeichneten
Internationalen Übereinkommens zur Bekämpfung des Mädchenhandels durch die Vereinigten
Staaten von Amerika.

1 0 . Kundmachung: Geltungsbereich der Satzung der Internationalen Atomenergie-Organisation.
1 1 . Kundmachung: Ratifikation des Welturheberrechtsabkommens und seiner Zusatzprotokolle Nr. 1, Nr. 2 und

Nr. 3 durch Irland, Beitritt Liechtensteins zum Welturheberrechtsabkommen und seinen
Zusatzprotokollen Nr. 1 und Nr. 2 und die Ratifikation der Zusatzprotokolle Nr. 1 und Nr. 2
durch Argentinien.

1 2 . Kundmachung: Geltungsbereich des Übereinkommens (Nr. 105) über die Abschaffung der Zwangsarbeit.
1 3 . Zweites Protokoll zum Allgemeinen Abkommen über die Privilegien und Immunitäten des Europarates.
1 4 . Übereinkommen (Nr. 63) über Statistiken der Löhne und der Arbeitszeit in den hauptsächlichsten Zweigen

des Bergbaus und der Industrie, einschließlich des Baugewerbes, und in der Landwirtschaft.

8 . Verordnung der Bundesregierung vom
9. Dezember 1958, mit der die Verordnung
der Bundesregierung vom 18. Jänner 1955,
womit zwischenstaatlichen Organisationen
Privilegien und Immunitäten eingeräumt

werden, neuerlich abgeändert wird.

Auf Grund des § 1 des Bundesgesetzes vom
24. Feber 1954, BGBl. Nr. 74, über die Einräu-
mung von Privilegien und Immunitäten an zwi-
schenstaatliche Organisationen, in der Fassung

des Bundesgesetzes vom 13. Feber 1957, BGBl.
Nr. 56, wird verordnet:

Die Anlage zur Verordnung vom 18. Jänner
1955, BGBl. Nr. 40, in der Fassung der Verord-
nung vom 29. April 1958, BGBl. Nr. 98, wird
nach Maßgabe der nachstehenden Anlage abge-
ändert.

Raab Pittermann Helmer Tschadek
Drimmel Proksch Kamitz Thoma
Bock Waldbrunner Graf Figl

Anlage

Der Annex VII des Übereinkommens über die Privilegien und Immunitäten der Spezial-
organisationen der Vereinten Nationen hat zu lauten:

(Übersetzung.)

ANNEX VII

Die Weltgesundheits-
organisation

In ihrer Anwendung auf die
Weltgesundheitsorganisation der
Vereinten Nationen (im folgen-
den als „die Organisation" be-
zeichnet) gelten die Standard-
klauseln vorbehaltlich der fol-
genden Bestimmungen:

1. Artikel V und Abschnitt 25
Paragraph 1 und 2 (I) des Ar-
tikels VII gelten für Personen,
die zur Dienstleistung beim
Exekutivrat der Organisation
ernannt wurden, ihre Vertreter

24 16
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und Berater, ausgenommen es
erfolgt von Seiten des Rates ein
Verzicht auf die Immunität
einer solchen Person gemäß Ab-
schnitt 16.

2. I. Den Sachverständigen
(außer den Beamten, die unter
die Bestimmungen des Ar-
tikels VI fallen), welche in Ko-
mitees der Organisation Dienst
tun oder Aufträge für die Or-
ganisation ausführen, werden
die folgenden Privilegien und
Immunitäten, soweit es für die
wirksame Ausübung ihrer Auf-
gaben notwendig ist, gewährt,
einschließlich der Zeit, die sie
auf Reisen in Verbindung mit
dem Dienst bei solchen Komi-
tees oder Aufträgen verbringen:

a) Schutz vor persönlicher
Verhaftung oder Beschlag-
nahme ihres persönlichen
Gepäcks;

b) in bezug auf mündliche
oder schriftliche Äußerun-
gen oder Handlungen, die
sie bei der Erfüllung ihrer
offiziellen Aufgaben set-
zen, Schutz vor gericht-
licher Verfolgung jeder
Art. Dieser Schutz wirkt
ungeachtet der Tatsache,
daß die betreffenden Per-
sonen nicht mehr bei Ko-
mitees der Organisation
Dienst tun oder mit Auf-
trägen für die Organisa-
tion beschäftigt sind,
weiter;

c) dieselben Erleichterungen
in bezug auf Währungs-
und Geldwechselbeschrän-
kungen und in bezug auf
ihr persönliches Gepäck,
wie sie den Beamten aus-
ländischer Regierungen bei
Erfüllung zeitweiliger of-
fizieller Aufträge gewährt
werden;

d) Unverletzlichkeit ihrer Pa-
piere und Dokumente;

e) das Recht, Chiffrierschlüs-
sel zu verwenden, Doku-
mente und schriftliche
Mitteilungen durch Kurier
oder in versiegelten Säcken
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für ihre Mitteilungen mit
der Organisation zu emp-
fangen.

II. Die in den obigen Para-
graphen (b) und (e) festgesetz-
ten Privilegien und Immuni-
täten werden den Personen ge-
währt, die bei beratenden Sach-
verständigenkörperschaften der
Organisation tätig sind, jedoch
nur in Ausübung ihrer Funk-
tionen als solche.

III. Die Privilegien und Im-
munitäten werden den Sach-
verständigen der Organisation
im Interesse der Organisation
und nicht zum persönlichen
Vorteil der einzelnen selbst ge-
währt. Die Organisation hat das
Recht und die Pflicht, die Im-
munität eines Sachverständigen
in jedem Falle aufzuheben, in
dem nach ihrer Meinung die
Immunität den Lauf der Ge-
rechtigkeit hindern würde und
in dem ohne Nachteil auf die
Interessen der Organisation dar-
auf verzichtet werden kann.

3. Artikel V und Ab-
schnitt 25 Paragraph 1 und
2 (I) des Artikels VII erstrecken
sich auf die Vertreter der außer-
ordentlichen Mitglieder, die an
der Arbeit der Organisation in
Übereinstimmung mit den Ar-
tikeln 8 und 47 der Verfassung
teilnehmen.

4. Die in Abschnitt 21 der
Standardklauseln angeführten
Privilegien, Immunitäten, Be-
freiungen und Erleichterungen
werden auch allen Stellvertre-
tenden Generaldirektoren, Vize-
generaldirektoren und Regional-
direktoren der Organisation ge-
währt.

9 . Kundmachung des Bundeskanzleram-
tes vom 10. Dezember 1958 über die Ratifi-
kation des Protokolls vom 4. Mai 1949, be-
treffend die Abänderung des in Paris am
18. Mai 1904 unterzeichneten Internationalen
Abkommens zur Bekämpfung des Mädchen-
handels und des in Paris am 4. Mai 1910
unterzeichneten Internationalen Überein-
kommens zur Bekämpfung des Mädchen-
handels durch die Vereinigten Staaten von

Amerika.
Nach einer Mitteilung des Generalsekretärs

der Vereinten Nationen haben die Vereinigten

Staaten von Amerika das Protokoll vom 4. Mai
1949, BGBl. Nr. 203/1950, betreffend die Ab-
änderung des in Paris am 18. Mai 1904 unter-
zeichneten Internationalen Abkommens zur Be-
kämpfung des Mädchenhandels und des in Paris
am 4. Mai 1910 unterzeichneten Internationalen
Übereinkommens zur Bekämpfung des Mädchen-
handels ratifiziert.

Raab
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1 0 . Kundmachung des Bundeskanzler-
amtes vom 15. Dezember 1958 über den
Geltungsbereich der Satzung der Internatio-

nalen Atomenergie-Organisation.

Nach Mitteilungen der Regierung der Ver-
einigten Staaten von Amerika ist die Satzung
der Internationalen Atomenergie-Organisation,
BGBl. Nr. 216/1957, gemäß ihrem Art. XXI
lit. E für folgende weitere Staaten in Kraft ge-
treten:

Die Regierung der Bundesrepublik Deutsch-
land hat bekanntgegeben, daß die Satzung der
Internationalen Atomenergie-Organisation auch
auf das Land Berlin Anwendung findet.

Die Regierung der Ukrainischen Sozialistischen
Sowjetrepublik hat erklärt, daß sie weder die
Unterzeichnung noch die Ratifikation der Sat-
zung der Internationalen Atomenergie-Organisa-
tion durch die Vertreter der Republik China an-
erkennt.

Raab

i t . Kundmachung des Bundeskanzleramtes
vom 20. Dezember 1958 über die Ratifi-
kation des Welturheberrechtsabkommens
vom 6. September 1952 und seiner Zusatz-
protokolle Nr. 1, Nr. 2 und Nr. 3 durch
Irland, über den Beitritt Liechtensteins zum
Welturheberrechtsabkommen und seinen
Zusatzprotokollen Nr. 1 und Nr. 2 und über
die Ratifikation der Zusatzprotokolle Nr. 1

und Nr. 2 durch Argentinien.

Nach Mitteilungen des Generaldirektors der
UNESCO haben folgende weitere Staaten das
Welturheberrechtsabkommen vom 6. September
1952 und seine Zusatzprotokolle Nr. 1, Nr. 2
und Nr. 3, BGBl. Nr. 109/1957, ratifiziert be-
ziehungsweise sind diesem beigetreten:

Raab

1 2 . Kundmachung des Bundeskanzleramtes
vom 20. Dezember 1958, betreffend den Gel-
tungsbereich des Übereinkommens (Nr. 105)

über die Abschaffung der Zwangsarbeit.

Nach einer Mitteilung des Generaldirektors des
Internationalen Arbeitsamtes haben bisher nach-
stehende Staaten das Übereinkommen (Nr. 105)
über die Abschaffung der Zwangsarbeit, BGBl.
Nr. 81/1958, ratifiziert:

Raab
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13.

(Übersetzung.)

ZWEITES PROTOKOLL
ZUM ALLGEMEINEN AB-
KOMMEN ÜBER DIE PRI-
VILEGIEN UND IMMUNI-

TÄTEN DES EUROPA-
RATES

BESTIMMUNGEN, BETREF-
FEND DIE MITGLIEDER
DER EUROPÄISCHEN KOM-
MISSION FÜR MENSCHEN-

RECHTE

Die Unterzeichnerregierungen,
Mitglieder des Europarates,

In der Erwägung, daß gemäß
den Bestimmungen des Ar-
tikels 59 der am 4. November
1950 in Rom unterzeichneten
Konvention zum Schutze der
Menschenrechte und Grundfrei-
heiten die Mitglieder der Euro-
päischen Kommission für Men-
schenrechte (nachstehend als
„Kommission" bezeichnet) bei
der Ausübung ihrer Aufgaben
die in Artikel 40 der Satzung
des Europarates und in den auf
Grund dieses Artikels abge-
schlossenen Abkommen vorge-
sehenen Privilegien und Immu-
nitäten genießen,

In der Erwägung, daß es er-
forderlich ist, diese Privilegien
und Immunitäten in einem Zu-
satzprotokoll zu dem am 2. Sep-
tember 1949 in Paris unterzeich-
neten Allgemeinen Abkommen
über die Privilegien und Immu-
nitäten des Europarates zu be-
stimmen und zu präzisieren,

Sind wie folgt übereinge-
kommen:

ARTIKEL 1

Die Mitglieder der Kommis-
sion genießen während der Aus-
übung ihrer Aufgaben und auf
ihren Reisen zum und vom
Konferenzorte die folgenden
Privilegien und Immunitäten:



352 5. Stück — Ausgegeben am 12. Jänner 1959 — Nr. 13

a) Schutz vor persönlicher
Verhaftung oder Zurück-
haltung und vor Be-
schlagnahme ihres persön-
lichen Gepäcks und, in be-
zug auf ihre mündlichen
und schriftlichen Äuße-
rungen sowie alle Hand-
lungen, die sie in ihrer
offiziellen Eigenschaft set-
zen, Schutz vor jeglicher
Gerichtsbarkeit;

b) Unverletzlichkeit aller
Schriftstücke und Urkun-
den;

c) in den Staaten, die sie bei
Ausübung ihrer Aufgaben
besuchen oder durchreisen,
Befreiung von Einwande-
rungsbeschränkungen und
von der Ausländerregi-
strierung für sich selbst
und für ihre Ehegatten.

ARTIKEL 2

1. Die Reisen der Mitglieder
der Kommission zum und vom
Konferenzort der Kommission
dürfen durch keinerlei Verwal-
tungs- oder andere Beschrän-
kungen behindert werden.

2. Den Mitgliedern der Kom-
mission werden hinsichtlich der
Zoll- und Devisenkontrolle ge-
währt:

a) von ihrer eigenen Regie-
rung die gleichen Erleich-
terungen, die den hohen
Beamten, die sich in vor-
übergehender amtlicher
Mission ins Ausland be-
geben, gewährt werden;

b) von den Regierungen der
anderen Mitglieder die
gleichen Erleichterungen,
wie sie den Vertretern
ausländischer Regierungen
in vorübergehender amt-
licher Mission gewährt
werden.
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ARTIKEL 3

Um den Mitgliedern der
Kommission volle Redefreiheit
und volle Unabhängigkeit bei
der Ausübung ihrer Pflichten
zu sichern, wird ihnen der
Schutz vor gerichtlicher Verfol-
gung in bezug auf ihre schrift-
lichen und mündlichen Äuße-
rungen sowie alle Handlungen,
die sie bei der Ausübung ihrer
Pflichten gesetzt haben, weiter-
hin gewährt, auch wenn die be-
treffenden Personen nicht weiter
mit der Durchführung solcher
Aufgaben betraut sind.

ARTIKEL 4

Die Privilegien und Immuni-
täten werden den Mitgliedern
der Kommission nicht zu ihrem
persönlichen Vorteil gewährt,
sondern um ihnen die unabhän-
gige Ausübung ihrer Pflichten
zu sichern. Die Kommission ist
allein befugt, die Immunität
ihrer Mitglieder aufzuheben; sie
hat nicht nur das Recht, sondern
die Pflicht, die Immunität eines
ihrer Mitglieder in jedem Falle
aufzuheben, in dem nach ihrer
Meinung die Immunität den
Lauf der Gerechtigkeit hindern
würde und in dem die Immuni-
tät ohne Nachteil für den
Zweck, für den sie gewährt
wurde, aufgehoben werden
kann.

ARTIKEL 5

Dieses Protokoll wird zur
Unterzeichnung durch die Mit-
glieder des Europarates aufge-
legt; diese können ihre Mitglied-
schaft hiezu begründen:

a) durch Unterzeichnung
ohne Vorbehalt der Ratifi-
kation oder

b) durch Unterzeichnung un-
ter Vorbehalt der Ratifi-
kation und nachfolgende
Ratifikation.

Die Ratifikationsurkunden
werden beim Generalsekretär
des Europarates hinterlegt.
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ARTIKEL 6

1. Dieses Protokoll tritt in
Kraft, sobald es drei Mitglieder
des Europarates gemäß Ar-
tikel 5 ohne Vorbehalt der Ra-
tifikation unterzeichnet oder es
ratifiziert haben.

2. Für jedes Mitglied, welches
es in der Folge ohne Vorbehalt
der Ratifikation unterzeichnet
oder es ratifiziert, tritt das Pro-
tokoll mit dem Tage der Unter-
zeichnung oder der Hinter-
legung der Ratifikationsurkunde
in Kraft.

ARTIKEL 7

Der Generalsekretär des Eu-
roparates notifiziert den Mit-
gliedern des Rates den Zeit-
punkt des Inkrafttretens dieses
Protokolls und die Namen der
Mitglieder, die es ohne Vorbe-
halt der Ratifikation unterzeich-
net oder es ratifiziert haben.

Zu Urkund dessen haben die
hiezu gehörig befugten Unter-
zeichneten dieses Protokoll un-
terschrieben.

Geschehen zu Paris am 15. De-
zember 1956 in englischer und
französischer Sprache, wobei je-
der Text gleichermaßen ver-
bindlich ist, in einer Urschrift,
die im Archiv des Europarates
hinterlegt wird. Der General-
sekretär übermittelt jeder Un-
terzeichnerregierung eine be-
glaubigte Abschrift.

Das vorliegende Zweite Protokoll ist für Österreich am 13. November 1958 in Kraft getreten;
bisher haben es folgende Staaten angenommen:

Dänemark, Island, Italien, Niederlande, Norwegen, Schweden und Vereinigtes Königreich von
Großbritannien und Nordirland.

Raab
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14.

Nachdem das Übereinkommen (Nr. 63) über Statistiken der Löhne und der Arbeitszeit in
den hauptsächlichsten Zweigen des Bergbaus und der Industrie, einschließlich des Baugewerbes, und
in der Landwirtschaft, welches also lautet:

(Übersetzung.)

ÜBEREINKOMMEN
(NR. 63) ÜBER STATISTI-
KEN DER LÖHNE UND
DER ARBEITSZEIT IN
DEN HAUPTSÄCHLICH-
STEN ZWEIGEN DES
BERGBAUS UND DER IN-
DUSTRIE, EINSCHLIESS-
LICH DES BAUGEWER-
BES, UND IN DER LAND-

WIRTSCHAFT

Die Allgemeine Konferenz
der Internationalen Arbeitsor-
ganisation,

die vom Verwaltungsrat des
Internationalen Arbeits-
amtes nach Genf einberufen
wurde und am 2. Juni 1938
zu ihrer vierundzwanzig-
sten Tagung zusammen-
getreten ist,

hat beschlossen, verschiedene
Anträge anzunehmen, be-
treffend Statistiken der
Löhne und der Arbeitszeit
in den hauptsächlichsten
Zweigen des Bergbaus und
der Industrie, einschließ-
lich des Baugewerbes, und
in der Landwirtschaft, eine
Frage, die den sechsten Ge-
genstand ihrer Tagesord-
nung bildet, und

dabei bestimmt, daß diese
Anträge die Form eines in-
ternationalen Übereinkom-
mens erhalten sollen.

Obgleich es erwünscht wäre,
daß alle Mitglieder der Organi-
sation Statistiken des durch-
schnittlichen Verdienstes und
der tatsächlichen Arbeitszeit
nach den Bestimmungen des
Teiles II dieses Übereinkom-
mens zusammenstellen, erscheint
es zweckmäßig, die Ratifikation
des Übereinkommens auch sol-
chen Mitgliedern zu ermög-
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chen, die nicht in der Lage sind,
den Vorschriften dieses Teiles
zu entsprechen.

Die Konferenz nimmt heute,
am 20. Juni 1938, das folgende
Übereinkommen an, das als
Übereinkommen über die Sta-
tistiken der Löhne und der Ar-
beitszeit, 1938, bezeichnet wird.

TEIL I:

Allgemeine Bestimmungen

A r t i k e l 1

Jedes Mitglied der Internatio-
nalen Arbeitsorganisation, das
dieses Übereinkommen ratifi-
ziert, verpflichtet sich,

a) Statistiken über Löhne
und Arbeitszeit nach den
Bestimmungen dieses Über-
einkommens zusammenzu-
stellen,

b) so schnell als möglich die
in Ausführung dieses Über-
einkommens gesammelten
Daten zu veröffentlichen
und sich zu bemühen, die
vierteljährlich oder häufi-
ger gesammelten Daten im
Laufe des folgenden Vier-
teljahres und die halbjähr-
lich oder jährlich gesam-
melten Daten im Laufe des
folgenden Halbjahres oder
Jahres zu veröffentlichen,

c) die auf Grund dieses Über-
einkommens gesammelten
Daten dem Internationa-
len Arbeitsamt so bald als
möglich mitzuteilen.

A r t i k e l 2

1. Jedes Mitglied, das dieses
Übereinkommen ratifiziert, kann
durch eine Erklärung, die seiner
Ratifikation beizufügen ist, von
der aus seiner Ratifikation sich
ergebenden Verpflichtung aus-
schließen
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a) entweder einen der Teile II,
III oder IV, oder

b) die Teile II und IV, oder

c) die Teile III und IV.

2. Jedes Mitglied, das eine
solche Erklärung abgegeben hat,
kann sie jederzeit durch eine
spätere Erklärung widerrufen.

3. Jedes Mitglied, für das eine
auf Grund des Absatzes 1 die-
ses Artikels abgegebene Erklä-
rung gilt, hat jährlich in seinem
Bericht über die Durchführung
dieses Übereinkommens anzu-
geben, inwieweit irgendein
Fortschritt im Hinblick auf die
Durchführung des Teiles oder
der Teile des Übereinkommens,
die von seiner Verpflichtung
ausgeschlossen wurden, erzielt
worden ist.

A r t i k e l 3

Dieses Übereinkommen ent-
hält keinerlei Verpflichtung,
Zahlen zu veröffentlichen oder
mitzuteilen, wodurch Auskünfte
über ein einzelnes Unternehmen
oder einen einzelnen Betrieb
verbreitet würden.

A r t i k e l 4

1. Jedes Mitglied, das dieses
Übereinkommen ratifiziert, ver-
pflichtet sich, dafür zu sorgen,
daß sein zuständiger statistischer
Dienst, soweit er die Unterlagen
nicht schon anderswo erlangt
hat, in bezug auf alle oder einen
repräsentativen Teil der in Frage
kommenden Arbeiter Erhebun-
gen durchführt, um sich die not-
wendigen Unterlagen für die
Statistiken zu beschaffen, zu
deren Zusammenstellung es sich
auf Grund dieses Übereinkom-
mens verpflichtet.

2. In diesem Übereinkommen
darf nichts so ausgelegt werden,
als wäre ein Mitglied zur Zu-
sammenstellung von Statistiken
verpflichtet, wenn dieses Mit-
glied nach Erhebungen, die in
der nach Absatz 1 dieses Arti-
kels geforderten Weise durch-
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geführt wurden, praktisch nicht
in der Lage ist, die notwendigen
Unterlagen ohne Anwendung
gesetzlicher Zwangsmittel zu
erlangen.

TEIL II:

Statistiken des durchschnittli-
chen Verdienstes und der tat-
sächlichen Arbeitszeit im Berg-

bau und in der Industrie

A r t i k e l 5

1. Es sind für die in jedem
der hauptsächlichsten Zweige des
Bergbaus und der Industrie, ein-
schließlich des Baugewerbes, be-
schäftigten Arbeiter Statistiken
des durchschnittlichen Verdien-
stes und der tatsächlichen Ar-
beitszeit zusammenzustellen.

2. Die Zusammenstellung der
Statistiken des durchschnittlichen
Verdienstes und der tatsächlichen
Arbeitszeit hat auf der Grund-
lage von Daten zu erfolgen, die
sich entweder auf die Gesamt-
heit oder auf eine repräsentative
Auswahl der Betriebe und der
Arbeiter erstrecken.

3. Die Statistiken des durch-
schnittlichen Verdienstes und
der tatsächlichen Arbeitszeit
haben

a) für jede der hauptsächlich-
sten Industrien getrennte
Zahlen aufzuführen,

b) die Industrien oder die
Industriezweige kurz zu
bezeichnen, auf die sich die
Zahlen beziehen.

A r t i k e l 6

Die Statistiken des durch-
schnittlichen Verdienstes haben
zu umfassen

a) alle Barzahlungen und
Prämien, die die beschäf-
tigten Personen vom Ar-
beitgeber erhalten,

b) die Beiträge, die wie So-
zialversicherungsbeiträge
von den beschäftigten Per-
sonen zu zahlen sind und
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vom Arbeitgeber einbehal-
ten werden,

c) die Steuern, die von den
beschäftigten Personen an
eine Behörde zu zahlen
sind und vom Arbeitgeber
einbehalten werden.

A r t i k e l 7

In Ländern und in Industrien,
wo Sachbezüge, etwa in Form
von unentgeltlichen oder verbil-
ligten Wohnungen, Nahrungs-
mitteln oder Brennstoffen, einen
wichtigen Teil der Gesamtver-
gütung der beschäftigten Arbei-
ter bilden, sind die Statistiken
des durchschnittlichen Verdien-
stes durch Angaben über diese
Bezüge und, soweit als möglich,
durch eine Schätzung ihres Bar-
wertes zu ergänzen.

A r t i k e l 8

Die Statistiken des durch-
schnittlichen Verdienstes sind,
soweit als möglich, zu ergänzen
durch Angaben über den Betrag
der Familienzulagen, der durch-
schnittlich auf die einzelne be-
schäftigte Person in dem Zeit-
raum entfällt, auf den sich die
Statistiken beziehen.

A r t i k e l 9

1. Die Statistiken des durch-
schnittlichen Verdienstes haben
sich auf den nach Stunden, Ta-
gen, Wochen oder nach einem
anderen üblichen Zeitabschnitt
berechneten durchschnittlichen
Verdienst zu beziehen.

2. Wenn sich die Statistiken
des durchschnittlichen Verdien-
stes auf den nach Tagen, Wo-
chen oder nach einem anderen
üblichen Zeitabschnitt berechne-
ten durchschnittlichen Verdienst
beziehen, so ist den Statistiken
der tatsächlichen Arbeitszeit der-
selbe Zeitabschnitt zugrunde zu
legen.

A r t i k e l 10

1. Die in Artikel 9 erwähnten
Statistiken des durchschnittlichen
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Verdienstes und der tatsächli-
chen Arbeitszeit sind einmal
jährlich und, soweit dies mög-
lich ist, in kürzeren Zeitabstän-
den zusammenzustellen.

2. Die Statistiken des durch-
schnittlichen Verdienstes und,
soweit als möglich, auch die Sta-
tistiken der tatsächlichen Ar-
beitszeit sind alle drei Jahre
und, soweit dies möglich ist, in
kürzeren Zeitabständen zu er-
gänzen durch getrennte Zahlen
für die beiden Geschlechter, so-
wie für Erwachsene und Jugend-
liche. Es ist jedoch nicht erfor-
derlich, diese getrennten Zahlen
für Industrien zusammenzustel-
len, in denen mit geringen Aus-
nahmen alle Arbeiter demselben
Geschlecht oder nur einer der
beiden genannten Altersgruppen
angehören, oder getrennte Zah-
len der tatsächlichen Arbeitszeit
für Männer und Frauen oder
für Erwachsene und Jugendliche
bei Industrien zusammenzustel-
len, in denen die gewöhnliche
Arbeitszeit nach Geschlecht oder
Altersgruppe nicht verschieden
ist.

A r t i k e l 11

Beziehen sich die Statistiken
des durchschnittlichen Verdien-
stes und der tatsächlichen Ar-
beitszeit nicht auf das ganze
Land, sondern nur auf bestimmte
Gegenden, Städte oder Indu-
striezentren, so sind diese Ge-
genden, Städte oder Industrie-
zentren, soweit als möglich, an-
zugeben.

A r t i k e l 12

1. Indexziffern (Meßzahlen),
die die allgemeine Bewegung des
Verdienstes nach Stunden und,
wenn möglich, nach Tagen, nach
Wochen oder nach einem ande-
ren hiefür üblichen Zeitabschnitt
anzeigen, sind so oft und so
regelmäßig als möglich auf
Grund der Statistiken zu be-
rechnen, die in Anwendung die-
ses Teiles des vorliegenden Über-
einkommens zusammengestellt
wurden.



5. Stück — Ausgegeben am 12. Jänner 1959 — Nr. 14 361

2. Bei der Berechnung dieser
Indexziffern (Meßzahlen) ist un-
ter anderem die verhältnis-
mäßige Bedeutung der verschie-
denen Industrien gebührend zu
berücksichtigen.

3. Bei der Veröffentlichung
dieser Indexziffern (Meßzahlen)
sind Angaben über das Verfah-
ren zu machen, das ihrer Be-
rechnung zugrunde liegt.

TEIL III:

Statistiken der Zeitlöhne und
der gewöhnlichen Arbeitszeit
im Bergbau und in der Industrie

A r t i k e l 13

Es sind in einer repräsenta-
tiven Auswahl der hauptsäch-
lichsten Zweige des Bergbaus
und der Industrie, einschließlich
des Baugewerbes, Statistiken
über Zeitlohnsätze und über
die gewöhnliche Arbeitszeit der
Arbeiter zusammenzustellen.

A r t i k e l 14

1. Die Statistiken der Zeit-
lohnsätze und der gewöhnlichen
Arbeitszeit haben die Lohnsätze
und die Arbeitszeiten zu ent-
halten, die

a) durch Gesetzgebung, Ge-
samtarbeitsvertrag,
Schiedsspruch oder zu de-
ren Durchführung festge-
setzt sind,

b) von Verbänden der Arbeit-
geber und der Arbeitneh-
mer, von gemischten Kör-
perschaften oder anderen
geeigneten Auskunftsquel-
len erlangt worden sind,
wenn die Lohnsätze und
Arbeitszeiten nicht durch
Gesetzgebung, Gesamtar-
beitsvertrag, Schiedsspruch
oder zu deren Durchfüh-
rung festgesetzt sind.

2. Die Statistiken der Zeit-
lohnsätze und der gewöhnlichen
Arbeitszeit haben die Art und
die Quelle der Auskünfte, auf die
sie sich stützen, zu vermerken
und besonders anzugeben, ob es
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sich um Lohnsätze und Arbeits-
zeiten handelt, die durch Gesetz-
gebung, Gesamtarbeitsvertrag,
Schiedsspruch oder zu deren
Durchführung festgesetzt sind,
oder vielmehr um Lohnsätze
und Arbeitszeiten, die durch
Einzelabmachungen zwischen
Arbeitgebern und Arbeitneh-
mern vereinbart sind.

3. Handelt es sich um Lohn-
sätze, die als Mindestlöhne (mit
Ausnahme der gesetzlichen Min-
destlöhne), Normallöhne, typi-
sche Löhne oder übliche Löhne
oder unter ähnlichen Bezeich-
nungen angeführt werden, so ist
der Sinn dieser Ausdrücke zu
erklären.

4. Ist die „gewöhnliche Ar-
beitszeit" nicht durch Gesetz-
gebung, Gesamtarbeitsvertrag,
Schiedsspruch oder zu deren
Durchführung festgesetzt, so be-
deutet dieser Ausdruck die Zahl
der an einem Tage, in einer
Woche oder in einem anderen
Zeitabschnitt geleisteten Arbeits-
stunden, nach deren Überschrei-
tung jede geleistete Arbeit mit
dem Satz für Überstunden ver-
gütet wird oder eine Ausnahme
von den Betriebsregeln und
-gewohnheiten für die betreffen-
den Arbeitergruppen bildet.

A r t i k e l 15

1. Die Statistiken der Zeit-
lohnsätze und der gewöhnlichen
Arbeitszeit haben zu enthalten

a) in Abständen von nicht
mehr als drei Jahren ge-
trennte Zahlen für die
Hauptberufe in einer um-
fassenden und repräsen-
tativen Auswahl der ver-
schiedenen Industrien,

b) mindestens einmal jährlich
und nach Möglichkeit häu-
figer getrennte Zahlen für
einige der Hauptberufe
der wichtigsten dieser In-
dustrien.

2. Die Daten über die Zeit-
lohnsätze und über die gewöhn-
liche Arbeitszeit sind, soweit als
möglich, auf der Grundlage der-
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selben Berufseinteilung zusam-
menzustellen.

3. Geben die Auskunftsquel-
len, nach denen die Statistiken
zusammengestellt werden, nicht
die einzelnen Berufe an, auf die
sich die Lohnsätze oder die Ar-
beitszeiten beziehen, sondern
setzen sie verschiedene Lohn-
sätze oder Arbeitszeiten für
anderswie gruppierte Arbeit-
nehmer (wie gelernte, angelernte
oder ungelernte Arbeiter) oder
die gewöhnliche Arbeitszeit ge-
trennt nach Betriebsgruppen
oder Betriebszweigen fest, so
sind getrennte Zahlen, nach die-
sen Aufteilungen gegliedert, an-
zugeben.

4. Handelt es sich bei den Ar-
beitnehmergruppen, für die
Zahlen gegeben werden, nicht
um deutlich geschiedene Berufe,
so ist der begriffliche Umfang
jeder einzelnen Gruppe zu be-
zeichnen, soweit die Auskunfts-
quellen, nach denen die Statisti-
ken zusammengestellt werden,
die notwendigen Angaben dafür
liefern.

A r t i k e l 16

Geben die Statistiken der Zeit-
löhne keine Stundenlohnsätze,
sondern die Sätze für einen Tag,
eine Woche oder einen anderen
üblichen Zeitabschnitt an,

a) so haben sich die Statisti-
ken der gewöhnlichen Ar-
beitszeit auf den gleichen
Zeitabschnitt zu beziehen,

b) so hat das Mitglied dem
Internationalen Arbeitsamt
alle Angaben zu machen,
die für die Berechnung der
Stundenlohnsätze zweck-
dienlich sind.

A r t i k e l 17

Enthalten die Auskunftsquel-
len, nach denen die Statistiken
zusammengestellt werden, ge-
trennte Angaben nach Geschlecht
und Altersgruppe, so haben die
Statistiken der Zeitlohnsätze
und der gewöhnlichen Arbeits-
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zeit für jedes Geschlecht und für
Erwachsene und Jugendliche ge-
trennte Zahlen anzugeben.

A r t i k e l 18

Beziehen sich die Statistiken
der Zeitlohnsätze und der ge-
wöhnlichen Arbeitszeit nicht auf
das ganze Land, sondern nur
auf bestimmte Gegenden, Städte
oder Industriezentren, so sind
diese Gegenden, Städte oder In-
dustriezentren, soweit als mög-
lich, anzugeben.

A r t i k e l 19

Enthalten die Auskunftsquel-
len, nach denen die Statistiken
der Zeitlohnsätze und der ge-
wöhnlichen Arbeitszeit zusam-
mengestellt werden, Angaben
über diesen Gegenstand, so ha-
ben diese Statistiken in Zeit-
abständen von nicht mehr als
drei Jahren anzugeben

a) die Ansätze der Urlaubs-
bezahlung, soweit eine
solche erfolgt,

b) die Ansätze der Familien-
zulagen, soweit solche ge-
zahlt werden,

c) die Sätze oder den Hun-
dertsatz der Zuschläge, uni
die die normalen Lohn-
sätze für Überstunden er-
höht worden sind,

d) die Zahl der zugelassenen
Überstunden.

A r t i k e 1 20

In Ländern und in Industrien,
wo Sachbezüge, etwa in Form
von unentgeltlichen oder ver-
billigten Wohnungen, Nahrungs-
mitteln oder Brennstoffen, einen
wichtigen Teil der Gesamtver-
gütung der beschäftigten Arbei-
ter bilden, sind die Statistiken
der Lohnsätze durch Angaben
über diese Bezüge und, soweit
als möglich, durch eine Schät-
zung ihres Barwertes zu er-
gänzen.

A r t i k e l 21

1. Jährliche Indexziffern (Meß-
zahlen), die die allgemeine Be-
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wegung der Stunden- oder Wo-
chenlohnsätze anzeigen, sind auf
Grund der Statistiken zu be-
rechnen, die in Anwendung die-
ses Teiles des vorliegenden
Übereinkommens zusammen-
gestellt wurden und nach Bedarf
durch alle weiteren verfügbaren
Auskünfte über diesen Gegen-
stand (z. B. Angaben über die
Schwankungen der Stücklohn-
sätze) zu ergänzen.

2. Wird eine einzige Index-
ziffer (Meßzahl) der Stunden-
oder der Wochenlohnsätze be-
rechnet, so ist auf derselben
Grundlage auch eine Indexziffer
(Meßzahl) der Schwankungen
der gewöhnlichen Arbeitszeit
zu berechnen.

3. Bei der Berechnung dieser
Indexziffern (Meßzahlen) ist
unter anderem die verhältnis-
mäßige Bedeutung der verschie-
denen Industrien gebührend zu
berücksichtigen.

4. Bei der Veröffentlichung
dieser Indexziffern (Meßzahlen)
sind Angaben über das Verfah-
ren zu machen, das ihrer Be-
rechnung zugrunde liegt.

TEIL IV:

Statistiken der Löhne und der
Arbeitszeit in der Landwirtschaft

A r t i k e l 22

1. Es sind Lohnstatistiken für
Arbeiter, die in der Landwirt-
schaft beschäftigt sind, zusam-
menzustellen.

2. Die Statistiken der land-
wirtschaftlichen Löhne müssen

a) in Zeitabständen zusam-
mengestellt werden, die
zwei Jahre nicht über-
schreiten,

b) für jede der hautsächlich-
lichsten Gegenden ge-
trennte Zahlen angeben,

c) gegebenenfalls die Art der
Sachbezüge (einschließlich
der Wohnung), die die
Barlöhne ergänzen, und,
soweit als möglich, auch
die Schätzung ihres Bar-
wertes angeben.
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3. Die Statistiken der land-
wirtschaftlichen Löhne sind zu
ergänzen durch Angaben über

a) die Gruppen landwirt-
schaftlicher Arbeiter, auf
die sich die Statistiken be-
ziehen,

b) die Art und die Quelle
der Auskünfte, auf denen
die Statistiken beruhen,

c) die Verfahren, nach denen
sie zusammengestellt sind,

d) die gewöhnliche Arbeits-
zeit der erfaßten Arbeiter,
soweit dies möglich ist.

TEIL V:

Verschiedene Bestimmungen

A r t i k e 1 23

1. Umfaßt das Gebiet eines
Mitgliedes ausgedehnte Gegen-
den, in denen wegen der Schwie-
rigkeiten, denen die Schaffung
der erforderlichen Verwaltungs-
stellen begegnet, oder wegen der
geringen Dichte der Bevölke-
rung oder des Standes der wirt-
schaftlichen Entwicklung die Zu-
sammenstellung der Statistiken
nach den Bestimmungen dieses
Übereinkommens undurchführ-
bar ist, so können diese Gegen-
den von der Durchführung die-
ses Übereinkommens ganz oder
teilweise ausgenommen werden.

2. Jedes Mitglied hat in dem
ersten Jahresbericht, den es auf
Grund des Artikels 22 der Ver-
fassung der Internationalen Ar-
beitsorganisation über die
Durchführung dieses Überein-
kommens vorzulegen hat, die
Gegenden zu bezeichnen, für die
es von den Bestimmungen dieses
Artikels Gebrauch zu machen
beabsichtigt. In der Folgezeit
dürfen die Mitglieder von den
Bestimmungen dieses Artikels
nur für die in dieser Weise be-
zeichneten Gegenden Gebrauch
machen.

3. Jedes Mitglied, das von den
Bestimmungen dieses Artikels
Gebrauch macht, hat in den spä-
teren Jahresberichten die Gegen-
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den zu bezeichnen, für die es
auf das Recht, sich auf die ge-
nannten Bestimmungen zu be-
rufen, verzichtet.

A r t i k e 1 24

1. Der Verwaltungsrat des In-
ternationalen Arbeitsamtes kann,
nachdem er die ihm zweckmäßig
erscheinenden fachlichen Gut-
achten eingeholt hat, den Mit-
gliedern der Organisation Vor-
schläge übermitteln zur Verbes-
serung und Vervollständigung
der auf Grund dieses Überein-
kommens zusammengestellten
Statistiken oder zur Erhöhung
ihrer Vergleichbarkeit.

2. Jedes Mitglied, das dieses
Übereinkommen ratifiziert, ver-
pflichtet sich,

a) jeden ihm vom Verwal-
tungsrat übermittelten
Vorschlag dieser Art sei-
nem zuständigen statisti-
schen Dienst zur Prüfung
zu unterbreiten,

b) in seinem Jahresbericht
über die Durchführung
dieses Übereinkommens
mitzuteilen, wieweit es
solchen Vorschlägen statt-
gegeben hat.

TEIL VI:

Schlußbestimmungen

A r t i k e 1 25

Die förmlichen Ratifikationen
dieses Übereinkommens sind
dem Generaldirektor des Inter-
nationalen Arbeitsamtes zur
Eintragung mitzuteilen.

A r t i k e l 26

1. Dieses Übereinkommen
bindet nur diejenigen Mitglieder
der Internationalen Arbeitsor-
ganisation, deren Ratifikation
durch den Generaldirektor ein-
getragen ist.

2. Es tritt in Kraft zwölf Mo-
nate, nachdem die Ratifikatio-
nen zweier Mitglieder durch den
Generaldirektor eingetragen
worden sind.
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3. In der Folge tritt dieses
Übereinkommen für jedes an-
dere Mitglied zwölf Monate
nach der Eintragung seiner Ra-
tifikation in Kraft.

A r t i k e l 27

Sobald die Ratifikationen zweier
Mitglieder der Internationalen
Arbeitsorganisation eingetragen
worden sind, teilt der General-
direktor des Internationalen
Arbeitsamtes dies sämtlichen
Mitgliedern der Internationalen
Arbeitsorganisation mit. Auch
gibt er ihnen Kenntnis von der
Eintragung der Ratifikationen,
die ihm später von anderen Mit-
gliedern der Organisation mit-
geteilt werden.

A r t i k e l 28

1. Jedes Mitglied, das dieses
Übereinkommen ratifiziert hat,
kann es nach Ablauf von zehn
Jahren, gerechnet von dem Tag,
an dem es zum ersten Mal in
Kraft getreten ist, durch An-
zeige an den Generaldirektor
des Internationalen Arbeits-
amtes kündigen. Die Kündigung
wird von diesem eingetragen.
Ihre Wirkung tritt erst ein Jahr
nach der Eintragung ein.

2. Jedes Mitglied, das dieses
Übereinkommen ratifiziert hat
und innerhalb eines Jahres nach
Ablauf des im vorigen Absatz
genannten Zeitraumes von zehn
Jahren von dem in diesem Ar-
tikel vorgesehenen Kündigungs-
recht keinen Gebrauch macht,
bleibt für einen weiteren Zeit-
raum von zehn Jahren gebun-
den. In der Folge kann es dieses
Übereinkommen jeweils nach
Ablauf eines Zeitraumes von
zehn Jahren nach Maßgabe die-
ses Artikels kündigen.

A r t i k e 1 29

Der Verwaltungsrat des In-
ternationalen Arbeitsamtes hat
nach Inkrafttreten dieses Über-
einkommens jeweils bei Ablauf
eines Zeitraumes von zehn Jah-
ren der Allgemeinen Konferenz
einen Bericht über die Durch-
führung dieses Übereinkommens
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zu erstatten und zu prüfen, ob
die Frage seiner gänzlichen oder
teilweisen Abänderung auf die
Tagesordnung der Konferenz
gesetzt werden soll.

A r t i k e l 30

1. Nimmt die Allgemeine
Konferenz ein neues Überein-
kommen an, welches das vor-
liegende Übereinkommen ganz
oder teilweise abändert, und
sieht das neue Übereinkommen
nichts anderes vor, so gelten
folgende Bestimmungen:

a) Die Ratifikation des neu-
gefaßten Übereinkommens
durch ein Mitglied schließt
ohne weiteres die sofortige
Kündigung des vorliegen-
den Übereinkommens in
sich, ohne Rücksicht auf
Artikel 28, vorausgesetzt,
daß das neugefaßte Über-
einkommen in Kraft ge-
treten ist.

b) Vom Zeitpunkt des In-
krafttretens des neugefaß-
ten Übereinkommens an
kann das vorliegende
Übereinkommen von den
Mitgliedern nicht mehr
ratifiziert werden.

2. Indessen bleibt das vor-
liegende Übereinkommen nach
Form und Inhalt jedenfalls in
Kraft für die Mitglieder, die
dieses, aber nicht das neugefaßte
Übereinkommen ratifiziert ha-
ben.

A r t i k e l 31

Der französische und der eng-
lische Wortlaut dieses Überein-
kommens sind in gleicher Weise
maßgebend.

die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten hat, erklärt der Bundespräsident das
vorliegende Übereinkommen für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich die
gewissenhafte Erfüllung der in diesem Abkommen enthaltenen Bestimmungen.

Gemäß Artikel 2 des vorerwähnten Übereinkommens wird ausdrücklich erklärt, daß die Teile II
und IV von der aus der Ratifikation sich ergebenden Verpflichtung ausgeschlossen sind.
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Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für soziale Verwaltung, vom Bundesminister für
Land- und Forstwirtschaft, vom Bundesminister für Handel und Wiederaufbau und vom Bundes-
minister für die Auswärtigen Angelegenheiten gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel der
Republik Österreich versehen worden.

Geschehen zu Wien, den 21. Oktober 1958.

Der Bundespräsident:
Schärf

Der Bundeskanzler:
Raab

Der Bundesminister für soziale Verwaltung:
Proksch

Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft:
Thoma

Der Bundesminister für Handel und Wiederaufbau:
Bock

Der Bundesminister für die Auswärtigen Angelegenheiten:
Figl

Dieses Übereinkommen tritt gemäß seinem Artikel 26 am 26. November 1959 für Österreich
in Kraft.

Bisher haben nachstehende Staaten das vorliegende Übereinkommen angenommen:

Ägypten (unter Ausschluß der Teile III und IV),
Australien (unter Ausschluß des Teiles II),
Birma,
Bundesrepublik Deutschland,
Ceylon (unter Ausschluß des Teiles IV),
Chile (unter Ausschluß des Teiles III),
Dänemark (unter Ausschluß des Teiles III),
Finnland (unter Ausschluß des Teiles III),
Frankreich,
Irland,
Kanada,
Kuba,
Mexiko,
Niederlande,
Neuseeland (unter Ausschluß des Teiles II),
Norwegen (unter Ausschluß des Teiles III),
Schweden (unter Ausschluß des Teiles III),
Schweiz (unter Ausschluß der Teile III und IV),
Südafrikanische Union (unter Ausschluß der Teile II und IV),
Tschechoslowakei,
Uruguay,
Vereinigtes Königreich von Großbritannien und Nordirland.

Raab


